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Zum  anderen  hat das Remigericht  in seiner  Entscheidung

zutteffend  festgestellt,  dass das Obere  Renngericht  die Ausfifö-

rungen  zu Nr.  623 (3) RO  vollkommen  unbeanstandet  gelassen

hat.  Hierin  kann  im Ubrigen  eine konkludente  Bestätigung  der

Ausführungen  der Brstentschpidung  zu diesem  Punkt  gesehen

werden.

b) Sofern  die Protestfrist  der Nr.  633 RO  für  die Disqualifi-

kationsgründe der NF. 623 (2) RO von dem Kl. als unzulässtg,
weil  m der Praxis  wegen  seiner  Kürze  als nicht  umsetzbar,

angesehen  wird,  so entzielit  sich  auch  dieser  Punkt  der Über-

pr.üfung  durch  den  Senat.  Denn  gerade  bei  Verstößen  gegen  die

Regeln  uber  die Durchfiförung  des Rennens  besteht  ein hohes

praktisches  Bedürfms  an  einer  schnellen  Kliung  von evtl.

Streitfragen,  um das Erg'ebnis  eines Rennens  mcht  zu lange  im

Ungewissen  zu lassen.  Auch  hatte  die Rennleitung  im  gegebenen

Fau  selbst  untnittelbar  nach  dem  Rennen  Sanktionen  wegen  des

überrnäßigen  Peitscheneinsarzes  verhängt.  Warum  ein solcher

Regelverstoß  für  einen  geübten  Rennbeobachter  rucht  ebenso

erkennbar  gewesen  sem soIi,  ers.chließt  sich ohne  eme nähere

Erläuterung  mcht.  Fur  das Gegenteil  sp1icht  nicht zuletzt  die
Tatsache,  dass der Bekl.  auch in der aktuellen  Fas>iu'ig der

Rennordnung  bei  'den bisherigen  BestitBmungen  uber  die -Pro-

testfrist  verblieben  ist. Jedenfalls fo}gt hieraus, dass die Beant-
wortung  dieser  Frage  der Entscheidungsbefugnis  der ordenfü-

cben  Gerichte  entzogen  ist,  weil  sie mcht  eindeiitig,  insbesonde-

re nicht  im. Sinne &s-  Kl.,  den Regelungen  der Rennordnung

entnommen  werden  kann,  sondern  einer allein  den Vereins-

organgen  obliegenden  Interpretation  bedatf.

q) Schließlich  ist  der  -vereinöinterne  Willensbildungs-.,

prozess  durch  den  Beschluss  des Oberen  Renngerichts

vom  18.. 7. 2017,  mit  dem  die  Revision  gegen  die  zwei-

te Entscheidung  des Renngerichts  vom  3. 4. 2017  als

unzulassig  zurückgewiesen  wurde,  abgeschlossen.  Jns-

besondere  }e.idet  die  zweitq  Revision.sentscheidung

nicht  an  schwerwiegenden  Verfahrensfehlern.  Wenn

auch  das- Obere  Renngericht  in seiner  Entscheidung

vom  2. 3. 2017  npch  die Zulässigkeit-der  Revision

bejaht  hatte,  stellJt  sich  die  gegenteilige  Ansicht  des

Oberen  Renngerichts  in seiner  zwei§en  Entscheidung

yom  i8.  7. 2017  mcht  als  unvertretbar  dar.  Denn  die

enumerative  Aufzählung  in  Nr..676  RO  sieht  eine  Re-

vision  gegen  Disqu;'lifikationsentscheidungen  nicht

vor,,.  so dass  es zur  Be)ahung  der  ZuHlässigkeit  in  diesem.

Fall  einer  eXtenSlVen  Auslegung  der  Norm  durch  das

Obere  Rennget'icht  bedarf.  Die  gegenteilige,  an dem

Wortlaut  der  Nr.  676  R'O  orientierte  Auslegung  der

Vorschrift  duröh  die  Entscheidung  vom  18.  7. 2017  ist

mithin  zumindest  vertreföar  und  daher  durch  den  Senat

nicht  zu  beanstanden.

III.  [...]

(Mitgeteilt  von  Recbtsartwalt  Dr.  Thomas  Summ'erer,

Mürtcben)

5. Kündbarkeit  von  Vermarktungs-

agentur-Vertfögen

§§ 305  Abs.  1,  611,  626,  627  Abs.  1  BGB

1.  Die  Dienstleistungen  von  Vermarkturigsagenturen

w  Sport  körinen  ,,Dienste  höherer  Art"  :i. S. v. § 627

Abs.  I  BGB  sein.

2.  Das  Kündigungsrecht  nach  § 627  Abs..  1 BGB  kann

durch  Individua1vereinbarung,  mcht  aber  durch  AGB

ausgeschlossen  werden.

3. Du.rch  Iange  urid  intensive  Verharidlungen,üfür  ein

Gesamivertragswerk kann der gesamte Vertrag als ,,in-
dividueIl  ausgehandelt"  gelten,  obwoM  er emzelne  ge-

stellte  Klausefö  l.  S. d. §§ 305  ff.  BGB  enthält,  die  mcht

erörtert  wurderi.  (Leitsätze  der  SpuRt-Redaktion)

LG Kmlsrube,  Urt. v. 15. 11. 2019, Az. 3..0  32/19

(nicbt  recbtskrä'fttg)

Zum,  Sachverhalt:

Die  KI. ist eine jnternational  tätige,  in Deutschland  führende

Vermarktungsagentur  für  Sportrechte.  Zu  ihrem  Geschäftsfeld

gehören  insbesondere  die Vermarktung  von  Werbe-  und  Hospi-

talityrechten  an FußballspieIen  und  Fußballstadien  sowie  von

Vereinsmarken.  Der  Bekl.  ist eu-i in Karlsrühe  ansassiger  Fuß-

balfüerein  in der Rechtsform  des eingetragenen  Vereins.  Zwi-

schen  den Parteien  steht  in Streit,  ob ern zwischen  :den Parteien

geschlossener  Agenturvertrag  vom  22./23.  12.  2016  nach  sei-

tens des Bekl.  ausgesprochenen  Kündigungen  vom  I0.  12,  2018

und  7. 3. 2018  fortbesteht  und  ob der Kl. eyn Anspruch  auf

Ersatz  eines  Kündigungsfolgeschadens  zusteht.  '

Die  Parteien  waren  bereits.  seit der Saison  2011/2012  durch

einen  Agenturvertrag verbunden, 4er die exkIusive provisions-
pfliöhtige,Vermittlung  von  Vermarktungsrechten  des Bekl.  zum

G.egenstand  'hatte.  Der  am 30. 5. 2011  geschlossene  Vertrag  (im

Folgenden:  Vorgangervertrag)  sah eine Laufzeit  vom  1. 7. 2011

bis zum  3.0. 6- 4017  vor.  Unter  § 17  enthielt  der mittlerweile

ausgelaufene  Vorg,angervemag  folgende  Regelung:  ,,3. Soweit

vorsteh.end  mcht  ausdrück(ich  anderuiextxg festgelegt, tst die
Möglichkeit  zur  ordenthchen.  I<:ünaigung  dteses Vertrages  aus-

gesch[ossen.  Daruber  hirtaus.verztchten  dte Jarteten  ausdrück-

hch auf das Recht zur Kündigung gemaß § 627 Absatz r BGB,
sowext  dessetz Voraussetzur4getz  jiberbaupt  vorhegert."

Bereits  Anfang  Mai  2016  bat  der  Bekl.  die KI.,  eip Angebot

für  eine Verlängerung  des Vorgangervemages  vorzulegen.  Die

Parteien  traten  im Jum  2016 in Verhandlungen über eine Nach-
folgeregelung  ein.  Nach  umfangreichen  Verhandlungen  und

Veranderungen  verschiedener  Vertragsversionen  wurde  mit  Da-

tum  vom  22.12.  und.23.  12.  2016  der  nunmehr  streitgegen-

ständliföe;  Agenturvertrag  zwischen  den  Parteien  abgeschlossen.

Die  endgultige  Version  des Vertrages  wurde  durch  die Kanzlet  '

des Prozessbevollmächtigten  der Bekl.  vorbereitet.  Im Rahfö.en

des urn'fangreichen  Vertragswerks  beauftragte  der Bekl.  füe KI.

die il'im  zustehenden  Werbe-,  Marketing-  und  Hospitalityrechte,

insbesondere  stadiongeborene  sowie  yereinsgeborene  Werbe-,

.Marketing-  und Hospitalityrechte,  weltweit  exklusiv  zu ver-

markten.  Der  Mindestumfang  der Vermarktungsrechte  wird  im

Rahmen  der,,Anlage  I " zum  Vemag  näher  prazisiert.

Der  Vertrag  enthalt  m "' 16  indiviaue:lle  Regelungen  zur  Lauf-

zeit,  bezogen  auf  die sportlichen  Verhaltmsse  des Bekl.  und  den

Ausbauzustandes  seines Stadions.  e)- 17  des Vertrags  regelt:

,,§ 17Kündigung

1. r)te  Partexen  sind  zur  Kürtdiguttg  dieses Agertturvertrages

tmt  Wirhutxg  zum  Esde aer leweihgert  Satson berechtzgt, sofern
die voyz Lagardeye  Sports  unter  aer VermarktuttgserIösgarantte

zu zaMerzdeyt  r)tfferertzbetrage tn der Saxson deri in § 8 Ziffer 1

fit. c) festgelegten Maxtmalbetrag m Höhe von € I,O Nho. eyrez-
chen,  d.h.  Lagardere  Sports  zu heinen  uieiteren  Zah)u.yzgem

umer  der Vermarktungser[ösgaramie mehr verpf[icbtet tst, Dte-

ses Kürtdigungsrecht  zst.bmrten  zwanzxg  (20) Bartkmbettstagen

rtach dem [etztes  offizieIlert Spte[tag der jeweiltges Sazson (letz-
ter  S-pie[tag  der regulären Saxson oder ggf. Re7egatton des KSC)

schnfthch gegenüber der leweils  anderen Partex auszui:tberz.
Das  Kündigungsrecht nach dzeser Ziffer 1 besteht für den

KSC  nur  dann,  wenn  Lagardere  Sports  das nachstebende  Ab-

wendungsrecht  mcht/nicht  uiwksam  ausgeübt  hat. Lagmdere

Sports  tst berecbtzg3  das vorstebende  Küdigurzgsrecht des KSC
abzuwenaen,  mdem  Lagardere  Sports  b.mnen  zehn  (IO) Baytk-

arbeitstagen  nach dem Ietzten offizyellen Spteltag der 7ewei1tgen

Sazson ([etzter  Spieltag  der reguUrert  Satsotz  oder ggf. Relegatt-

on des KSC) durcb scbanfdiche, bedu'tgungslose und unwtderruf-
liche  ErkUrung  den durch  ate vollstandzge Ausschöpfu.ng der

VermmktungserIosgmamte gemäß § 8 Ziffer I fit. c) fir  kunftz-
ge AqsgleichszaMurzgen  zur Vergüt'tmg  stehenden  Betrag  der
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Vermarktungserlösgmarztie  um einen zus2itz1ichen. Betrag in Hö-

he vorz 7euieds € I,O Mio.  erhöht.
2. Sowett vorstehend ntcbt ausarücktich  anaerweitig  fest-

geIegt, ist die Möglichkeit  zur orderttlichen  Kündigung  dieses
Agenturvertrages  ausgesch(ossen. Daruber  hmaus verztchtetz
dte Parteten ausdruchhch  a4  das Recht zur Kündigung  gemaß
§ 627 Absatz  1 BGB, souiett dessen Voraussetzungen über-
baupt  vorliegert. {..J  "

Am 20. 12. 2018 übermittelte  der Bekl. dei Kl. per Email  ein
auf 10. 12. 2018 datiertes Kündigungsschreiben.  Im Rahmen
des Schreibens erklarte  der Bekl. ofüie nahere inhaltliche  Be-
gründung  die Kündigung  des streitgegenständlichen  Vertrages
zum Ablarif  des 31. 3. 2019 gemäß e) 627 BGB und forderte  die
Kl. zu einer Terminkoordination  zur Regelung des Ubergangs
auf. Die Kl. wies die Kündigung  des Bekl. mit Schreiben vom
21. 12. 2018 zuruck. Mit  weiterem  Schreiben des Bekl. vom
21. 1l.  2018 teilte dieser mit, an der Küridigung  festzuhalten
und forderte  die Kl. auf, Büroräumlichkeiten,  welche der Kl. auf
dem Vereinsgelände des Bekl. im Rahmen der vertraglichen
Absprache fur ihre Mitarbeiter  zur Verfugung  standen, zum
31. 3. 2019 zu raumen. Die Kündigiu'ig  ließ die Kl. erneut mit

Anwaltsschreiben  vom ß. 1. 2019 zurückweiseh,  wobei  sie zu-
gleich das Angebot  unterbreitete,  den Vertrag  weiterhin  zu er-
füllen. Mit  Anwaltsschreiben  vom 11. 1. 2019 ließ der Bekl.
darauföin  mitteilen,  dass an der Kündigung  festgehalten werde.
We:gen des nachfolgenden  Kommunikationsverhaltens  der Kl.
(Information  der Offenfüchkeit)  kundigte  der Bekl. den Agen-
turvertrag  spater nochmals  fristIos.

Mit  ihrer  Klage wendet  sich die Kl. gegen die ordentliche  iu'id
außerordenfüche  Kündigung  des Agenturvertrags.  Auf  die Klage
hat.das  Landgericht  festgestelIt, dass der Agenturvertrag  zwt-
schen den Parteien mcht durch die Kündigung  des Bekl. vom
I0. 12. 2018 und mcht durch die außerordentliche  Kundigung
vom  7. 3. 2019 mit Abl.auf des 31. 3. 2019 endet, sondern
weiterhin  fortbesteht.  Im Ubrigen  hat es die Ktage abgewiesen.

Aus  den  Gründen:

Die  Klage  ist  zulässig  und  überwiegend  begründet.

I. Gegen  die Zulässigkeit  der  gestellten  Feststellungs-
antrage  bestehen  keine  durchgreifenden  Bede.nken.  [...]

II. Die Klage  hat auch  in der Sache überwiegen.d
Erfolg.  Der mit  den Klageanträgen  Ziffer  1 und 3
)eweils  begehrten  Feststellung  konnte  lediglich  ins.oweit
nicht  entsprochen  werden,  'als die Feststellung  des Fort-

bestehens-  bis  zum  regulären  Vertragsende  verlangt
wurde.

1. Der  Feststellungsantrag  Ziffer  1 ist überwiegönd.
begründet.  Det  streitgegenstandliche  Agenturvertrag

ist durch die Kündigung  vom I0. 12. 2018 mcht been-
det worden.  Der  Agenturvertrag  stellt  ein Dienstver-
hältnis  im Sinne  des :g 627  BGB  dar,  das grundsätzlich

durch  den Dienstberechtigten  jederzeit  gekündigt  wer-
den kann  (a)). Das Kündigungsrecht  des Bekl.  nach
§ 627 BGB wurde  )edoch  vertraglich  wirksam  aus-
geschlossen,  weshalb  die  Kündigung  des  Bekl.  vom

I0.  12. 2018  unwirksam  ist (b)). Der  zwischen  den
Parteien  geschlossene  Vemag  hat  dah,er  über  den
I0.  12.  2018  hinaus  Geltunga.  Allerdings  kann  die KI.
keine  Feststellung  dqs Bestehens  des Agenturvertrags
bis zum  vereinbarten  Vertragsende  verlangen  (c)).

a) Der  streitgegenständliche  Vertrag,  ist nach  semem

Gesamtgepräge  als  Dienstvertrag  xm Sinne  der

'HH 6'i1ff.  BGB einzuordnen. Es handelt sich bei Jer

hduOhrcehredrie,K!1, -g1mescSh1nunldeetdeen,D. i6en2s7tlAeibstsun1gBuGmB,DDil.eenKstle
bezieht  daruber  hinaus  keine  festen  Bezüge  von  dem
Bekl.  Auch  wurden  ihr  die zu leist.enden  Dienste  auf-

grund  besonderen  Vertrauens  übertragen.

aa) Dienste  höföerer  Art  sind solche,  die ein über-
durclischmttliches  Maß  an besonderen  Fachkemitnis-

sen,  Kunstfertigkeit  oder wissenschaftliclier  Bildung
voraussetzen  oder  die den persönlichen  Lebensbereich
betreffen  und deshalb  eine  hervorgehobene  Stellung

verleihen  (BGH, NJW-RR 2015, 686, 687; Mü-
KoBGB/Henssler,  7. Aufl.  2016,  BGB § 627 Rn.  21,,
NK-BGB/Klappstein,  3. Aufl.  2016,  BGB  § 627  Rn. 4).
Bei der Beurteilung  der Frage,  ob Dienste  höherer  Art
vorliegen,  ist  auf  den Geschaftsirföalt  des Dienstleis-
tungsvertrags  und dessen tatsächliche  Durchführung

abzustellen.  Maßgebliche  Beurteilungskriterien  sind  die
tatsächliche,,sachliche  Beschaffenheit  der Dienste,  das

Maß  der notwendigen  Vorbildung,  die besondere  Stel-
lung,  welche  die Dienste  verleihen,  sowie  ergänzend  die

Höhe  der  Vergutung  (MüKoBGB/Henssler,  7. Aufl.
2016,  BGB  § 627  Rn. 25)..

Als Dienste  höherer  Art  werden  in der Rechtspre-
chung  dabei  neben. Tätigkeiten  auf  rechtsberatendem

Gebiet (BGH, NJW-RR  2012,, 294 Rn.  5; BGH, NJW
2009, 3297 Rn. 35; BGH, NJW 2002, 1774,  2775)
auch  solche  auf  dem Gebiet  der Wirtschafts-  und  Un-

ternehmensberatung (BGH, NJW 19.67, 1416; OLG
München,  Urt.  v. 28. 11.  2012-  20 U 2491/12,  BeckRS
2014,  802;  LG  Dortmund,  Urt.  v. .3.. 1. 2014  = 10 0

12/13,  BeckRS  2014,  1004,,  LG  Saarbrücken,  Urt.  v.

26. 2. 2016 7 13 S 178/15,  BeckRS 2016, 4922) ange-
sehen.  Auch  Tätigkeiten  als  lnkassounternehmer

JBGH, NJW-RR 200S, 642. 643; BGH, NJW-RR
2004, 989; LG Bonn  NJW-RR  1998, 1744),  Werbebe-
rater  (BGH, NJW-RR  1991, 439), Personalvermittler
(OLG Br.andenburg NJW-RR  2001, 137,, OLG Köln,
NJW-RR  1997, 885) sowie die Betätigung als Künst-
lermanager (ÄGH, NJW 2011, 775; BGH, NJW-RR
1993,  50.5;, BGH, NJW 1983,  1191) und Sportmanag.er
(OLG  Frankfurt  a. MJ,  Urt.  v. 23. 8. 2006  - 7 U 130/
05, BeckRS 2007,  65228;  OLG  Hamburg,  Urt.  v.
28. 3. 2012  -  8 U 103/11,  BeckRS  2012,  11479;  OLG
Naumburg,  Urt.  v..23.  4. 2008  - 6 U 82/07,  BeckRS
2009,  12143;  LG Mönchengladbach,  Urt.  v.  1, 10.

2014  - 6 0 18/13,"  BeckRS  2014,  22115;  vgi. auch

Menke/Schulz,  NJW 2011, 1845, 1847) werden in Ab-
hängigkeit  von  den  )eweiligen  Vertragsinhalten  als

Dienste-hoherer Art  eingeor4net.  -
Überträgt  man  die vorstehend  aufgezeigten  Kriter'ien

und  die der zitierten  Rechtsprechung  zugrundeliegen-
den Wertungen  auf  die streitgegenstand1iche  vertragli-
che Regelung,  ist in der Gesamtschau  von  einer  der  Kl.
obliegenden  Vörpflichtung  zu  Diensten  höherer  Art
auszugehen.  Bei den von.der  Kl.  vertraglich  geschulde-

ten Leistungen  handelt  es sich nach dem Geschafts-
inhalt  des Agenturvertrages  und  dessen tatsächlicher
Durchführung  mcht  lediglich  um eine einfache  Ver-

triebs-  und Vermarktungstätigkeit,  sondern  um eine
Tätigkeit,  die  em. umfassendes  branchenspezifisches
Sonderwiss;en  auf  dem  Gebiet  der  professionellen
Sportrechtevermarktung  erfordert.  Dies  eigibt  sich  be-

reits  aus  deiu  seitens  der Bekl.  eingeraumten  Mindest-
umfang  und  der  Vielfalt  von  Vermarktungsrechten,  die

in  der zweiseitigen  Anlage  I des Vertrages  aufgeführt
sind.  Daruber  hinaus  ist die Kl. nach  8) 3 Nr.  5 des

Vertrages  verpflichtet,  das Ergebms  einer  )förlich  statt-
findenden  Marketingbesprechung  in einem  Vermark-

tungsprotokoll  fe@tzuhalten.  Gerrräß S, 4 Nr. 2 der ver-
traglichen  Vereinbarung  ist die Kl. gehalten,  für  alle
Kunden/Sponsoren  des Bekl.  mit  TV-relevanter  Wer-

bung  Saisonauswertungen  zu erstelleri.  Im  Rahme.n  det
gemeinsam  zu  erstellenden  Endabrechnung  über  die
erzielten  Vermarktungserlose  ermöglicht  der Bekl.  der

zus2itz1ichen. Betrag in Hö-
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Kl.  eine  Überprüfung  seiner  Bücher  und  Schriften,  so-  1995,  1425,  1430).  Hinter  dem  Ausschluss  des jeder-  

fern  und  soweit  dies erfordefüch  oder sachdienIich ist,  zeit4gen  Kündigungsrechts  bei dauerhaften Dienstver-

um die Grundlagen  der Provisionsabrechnung  ermit-  hältmssen  mit  festen  Bezügen  steht  der  Gedanke,  dass in

teln  und  prüfen  zu können.  diesen  Ausnahmefallen  dem Vertrauen  des Dienstver-

Auch  kommt  der  Kl.  aufgrund  des langfristigen  Ver-  pflichteten  auf seine Existenzsicherung  Vorrang  vor

trages  eine herausgehobene  Stellung  hinsichtlich  der  dem  Schutz  der  Entsch1ießungsfreiheit  des Dienst-

wirtschaffüchen  Belange  des Bekl.  zu. Die Kl. hat  ex-  bere,chtigten einzuraumen  ist (BGH, NJW  2010, 1520,

klusiv  die umfassende  und  weltweiie  Vermarktung  der  1521; BGH NJW-RR 1993, S05). Voraussetzung für

dem Bekl. zustehend.en 'Werbe-, Marketing-  und Hos-  die Annahme fester Bezüge ist, dass der Dier4,stverpf1ich-

pitalityrechte  durch  ein eigens  zu diesem  Zweck  zusam-  tete sich darauf  verlassen  kann,  dass ihm  auf  längere

mengestelltes  Vermarktungsteam  (§ 3 Nr.  2 des Ver-  Sicht  bestimmte,  von  vornherein  festgelegte  Betrage  in

trags)  übernommen..  Damit  geht  einher,  dass der Bekl.  einem  Umfang  zufließen  werden,  welche  die Grundlage

durch  den Abschlussaund  die- Durchfiförung  des Ver-  seines wirtschaftlichen  Daseins  bilden  konnen  (BGH,

trages  einen  gewichtigen  Anjeil  seiner  jährlichen Ge-  NJW2010,1S20,1521;BGHNJW-RR1993,50S).

samteinnahmen  und  damit  seine wirtschaffüche  Exis-  Gemessen  an diesen  Grundsätzen,  kann  im Ergebnis

tenz  der  Vermarkfüngstätigkeit  der  Kl.  anvertraut  hat,  dahinstehen,  ob der streitgegenständiiche  Vertrag  auf-  o

o womit  zugleich  erhebliche  jförliche  Provisionszahlun-  grund  der  vereinbarten  Laufzeitregelungen  als -dauern-

gen an die Kl.  verbunden  sind.  des Dienstverhaltrus  einzuordnen  ist,  wofür  eimges

Angesichts  der  sich  aus dem  Vertragaergebenden An-  spriöht.  Denn  nach  den vertraglichen  Regelungen  und

forderungen  an  die seitens  der  Kl.,geschuldete  Tätigkeit  de:n wirtschaftlichen  Verhaltmssen  der Kl.  sind  jeden-

und  die wirtschaftliche  Bedeutung  der seitens  des Bekl,  falls  keine  festen  Bezüge  im Sinne  der Vorschrift  des-

- auf  die KI.  übertragenen  Aufgaben,  liegen  Dienste  hö-  § 617  BGB  vereinbart  worden  Gegen  die  Vereinbarung

herer  Art  vor.  fester-Bezüge  spricht  bereits,  dass der  Vertrag  unter  § 6

bb)a Der  zwischen  den Par'teien  geschlossene  s'treit-  eine Vergutung  der KI. nach  einer  hochdifferenzierten

gegenständliche  Vertrag  stellt  .auch kein  dauerndes  Provisionsregelung  vorsieht,  wodurch  die Einnahmen

Dienstverhfüms  mit  festen  Bezügän  dar,  welches  vom  der Hohe  nach  Schwankungen  unterliegen  und  mithin

Anwendungsbereich  des § 627  Abs.  I BGB  ausgenom-  nieht  als ,,fest"  einzuordn.en  sxnd. Auch  lässt  sich  dem

menwäre.  . streitgegenständlichen  Vertrag  keine  garantierte  Min-

Insoweit  genügt  es nach der  Rechtsprechung  des destvergütung  der  K1. entnehmen.  Darufür  hinaus  stellt

BGH  für  die in § 627  Abs.  I BGB  geregelte  negative  der durch  die Kl.  mit  dem  Verttagsschluss  angestrebte

Tatbestandsvoraussetzung  des Kündigungsrechts  mcht,  Umsatz,  auch  wenn  es um  durchaus  erhebhche  jährliche

dass nur  eines der Merkrnale  ,,dau"erndes  Dienstver-  Einnahmen  geht,  bezogen  auf  ihren  Gesamtums'atz  nur

hfünis"  und,,feste  Bezüge"  erfüllt  ist;  vielmehr  müssen  einen  kleinen  Bruchteil  ihrer  Gesamtemnahmen  dar.  Bei

beide  Merkmale  - kumulativ  -  vorliegen,  weil  sie als  Berücksichtigung  der vorgenannten  Umstände  steht

gemeinschaftliche  Bestandteile  der negativen  Voraus-  zweifelsfrei  fest,  dass der Kl. aufgrund  des streitgegen-

setzung  und aufeinander.bezogen  zu verstehen  sind  ständiichen  Vertrages  keine  im Vorhinein  festgelegten

(BGH, NJW 2011, 3575, 3576). Bei der naheren Be- Beträge in einem Umfang'zujheßen sollten, füe- füe

stimmung  dessen,  was  unter  einem  dauernden  Dienst-  Grundlage  ihres  wirtschaftlichen  Daseins  bilden.

verhältnbs  mit  festen  Bezügen  zu verstehen  ist,  ist  neben  cc) Bei  der von  der KI. vertraglich  geschuldeten

dem Sprachgebrauch  und  der Verkehrsauffassung  der  Dienstleistung  han.delt  es sich  auch  um  Drenste,  die auf

Gesetzeszweck  -der  Gewährleistung  der persönlichen  Grund  besonderen  Vertrauens  im  Sinne  des § 627

a Entsch1ießungsfreiheit  einerseits  und  des Schutzes  des Abs.  I BGB  übertragen  werden.

Vertrauens  auf  Sicherung  der  wirtschaffüchen  Existenz  Der  Umstand,  dass die Kl.  als juristische  P"erson or-

dprch  eine  auf  Dauer  vereinbarte  feste  E.ntlohnung  an-  ganisiert  ist, steht  der Anwendbarkeit  des § 627  BGB

dererseits maßgeblich zu beriicksichtigen  (BGH, NJW  mcht  entgegen.  Es ist anerkannt,  dass auch  bezüglich

o 1967,  1416;  BGH NJW  2011, 357S, 3576).  juristischer  Personen  das von 8, 627  Abs.  1 BGB  vo-

Der  grundlegende  Gedanke,  dass  das  ,,dauernde  rausgesetzte  besondere  genere'lle  persönliche  Veitrauen

Dienstverhfüms"  eine gewisse  wirtschaffüche  Erheb-  vofüeg.en  kann,  wenn  die Dienstleistung  den persönli-

lichkeit  und  persönliche  Bindung  für den Dienstver-  chen  Lebens-  oder  Geschäftsbereich  des Dienstberech-

pflichteten  mit  sich bringen  muss,  um ein schützens-  tigten  betrifft  und  deshalb  in besonderem  Maße  Dis-

wertes  und  überwiegendes  Vertrauen  auf  seiner  Seite  kretion  erfordert.  Letzteres  ist etwa  der- Fall,' wenn  der

beg4ürxden  zu können, spiegeIt sich in dem Erforderms  Dienstverpfiichtete  im  Rahmen einer  steuerberatenden

der  Vereinbarung,,fester  Bezüge"  wider.  Hierzu  bedarf  oder  wirtschaftsprüfenden  Tätigkeit  Einblick  in die Ge-

es der Festlegung  einer  Regelvergumng,  mitder  ein in  schäfts-,  Berufs-,  Einkommens-  und  Vermögensverhält-

einem  dauernden  Vertragsveyhältnis  stehender  Dienst-  msse  des Diensjberechtrgten  erlangt.  Bei der Beauftra-

' verpflichteter  als mcht  unerheblichen  Beitrag  zur  Siche-  gung  mit  derartigen  Dienstleistungen  legt  der Dienst-

rung  seiner  wirtschaftlichen  Existenz  rechnen  und  pla-  berechtigte  typischerweise  e'inen gesteigerten  Wert  auf

nen  darf (BGH, NJW  2011, 3575., 357.6). die personliche Zuverlässigkeit,  Loyalitat  und Seriosi-

- Entscheidend  fur  die Annahme  fester  Bezüge  ist,  ob  tat  des Dienstverpflichteten,  beauftragt  er eine )uristi-

der Dienstberechtigte  sich  darauf  verlassen  kann,  dass  sche Person,  so bezieht  äich sein damit  verbundenes

ihm  auf  längere  Sicht  bestimmte,  von  vornherein  fest-  persönliches  Vertrauen  äuf eine entsprechende  Aus-

gelegte  Beträge  als Dienstbezüge  zufiießen  werden.'Das  wahl,  Zusammensetzung  und  Uberwachung  ihrer  Or-

Gegenteil  von  festen  Bezügen  stellen  Entgelte  dar,  die  gane und  Mitarbeiter  (BGH,  Urt.  v. 2. 5. 2019  -  IX

von  außervertraglichen  Entwicklungen  abhangen  und  ZR  11/18,  BeckRS  2019,  9568,  Rn. 13;  BGH,  N]W  ,

deshalb  der Höhe nach aschwanken  Sie sind insoweit  2011, 357, Rn. 9; BGH, NJW 2010, 150 Rn. 19; Mü-

feste  Bezüge,  als dem  Dienstverpf1ichteten  ein bestimm-  KoBGBföenssler,  7. Aufl.  .2016,  BGB § 627, Rn. 2,

tes Mindesteinkommen  versprochen ist (BGH, NJW  19). Diese  Grundsätze treffen auch auf die vorliegende
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vertragliche  Vereföbarung  zu. Dem  streitgegenständli-
chen  Vertrag  ist es immanent,  dass der  Kl.  für  die Aus-
übung  ihrer  Vermarktungstätigkeit  notwendigerweise

- mcht  zuletzt  bereits  aus Grunden  der Provisions-

abrechnung  -  Einblick  in einen  wqsentlichen  Teil  der
finanziellen  Verhaltmsse  des Bekl.  gewährt  wird.  Auch
ist  es in der Art  der Dienstleistung  der Kl. angelegt,
dass sie über  umfassendes  und  detailliertes  Wissen  über
die geschäftlichen  und  vemaglichen  Beziehungen  des
Bekl.  zu Dritten  verfügen  muss.  Hinzu  kommt,  dass die

streitgegenständliche  Vereinbarung  einen  exklusiven
und  umfassenden  Vermarkmngsauftrag  be'inhaltet,  der

einen  sig-nifikanten  Anteil  der Gesamteinnahmen  des
Bekl. über  einen m.ehrjährigen  Zeitraum  betrifft.  Es
liegt  auf  der  Hand,  dass eine dersrt  weitreichende  Ver-
pflichtung  nur  auf Grund  besonderen  persönlichen

Vertrauens  übertragen  wird.

b) Das dem Bekl.  grundsätziich  zustehende  Kündi-
gungsrecht  aus  § 627  Abs.  1 BGB  ist jedoch  durch  die

unter  § 17  Nr.  2 in dem  streitgegenständlichen  Vertrag
enthaltene  Regelung  wirksam  vertraglich  ausgeschlos-

sen.

aa)  Es ist  iü det  Rechtsprechung  alljemein  anerkannt,

dass die Regelung  des § 627  Abs,  I BGB  durch  indivi-

dualvemagliche  Regelung (BGH, NJW-RR  2015, 686
Rn. 26; NJW 2010, 1520 Rn. 2:3; NJW 2010, 150
Rn. 24;  200S,  2S4:3;  1999,  '276 -(278), NJW  -RR 1991,

, 439  (.440)),  mcht  aber  durch  AGB,  abdingbar  ist. Vor-
liegend  ist die streitgegenständliche  vertragliche  Rege-

lung  unter  F3 17 Nr,  2 S. 2 des Vertrages irp Ergebms
mcht  als Allgemeine  Geschaftsbedingung  im Stnne  des

(S, 305  Abs.  I BGB  einzuordnen.

bb) Zwar  handelt  es sich bei der in Rede stehenden
Formulierung  nach  der äußeren  Gestaltung  um  eme im

Sinne  d.es § 305  Abs.  1 S. I BGB  für  eine Vielzahl  von

Vemägen  vorformulierte  Vertragsbedingung,  die eine
Vemagspartei  (Verwender)  der  anderen  Vertragspartei
bei Abschluss  eines Vertrags  stellt.  Dies ergibt  sich
bereits  daraus,  dass die Kl. die gleiche  Formulierung
unstreitig  bereits  nahezu  woytgleich  in der Vorgänger-

regelung  und  in weiteren  Vertragen  mit  anderen  Ver-

tragspartnern  verwendet  hat  bzw.  verwendet.  Auch  ist
die Bedingung  vorliegend  erstmals  von  der Kl. in die
Vertragsverhandlungeri  eingebracht  worden,  wodurch

sie Verwenderin  im Sinne  des § 305 Abs.  1 S. 3 BGB

sein  könnte.  Es ist jedoch  aufgrund  e.iner Gesamtwür-
digung  aller  Umstände  davon  auszugehen,  dass die

streitgegenständliche  Klausel  im  Sinne  des  § 305
Abs.  1 S. 3 BGB  - wie  auch  der Vertrag  insgesamt  -

ausgehandelt  wurde,  so dass sie im Ergebnis  mcht  als
AGB  einzustufen  ist.  Die  Kammer  verkennt  dabei
nicht,  dass nach  ständiger  höchstrichterlicher  Recht-
sprechung  strenge  Anforderungen  an das Aushfödeln
einer  einzelnen  Vertagföedingung  zu stellen  sind,  und
zwar  insbesondere  dann,  we.nn eine grundsätzlich  als ,

AGB  einzustufende  Klausel  in unveranderter  Form  in
eine  vertragliche  Vereinbarung  übernommen  wird.

(1) Das  Auföandeln  einer  Vertragsbedingung  im  Ein-

zelnen  erfordert  nach standiger  Rechtsprechung  des
BGH  mehr  als bloßes  Verhandeln-  Von  einem  Aushan-
deln  in diesem  Sinne  kann  nur  dann  gesprochen  wer-
den, wenn  der Verwender  den in semen  Allgemeinen
Geschäftsbedingungen  enthaltenen  gesetzesfremden

Kerngehalt,  also  die den  wesentlichen  Inhalt  der  gesetz-
lichen  Regelung  ändernden  oder  ergänzenden  Bestim-
mungen,  inhaltlich  ernsthaft  zur  Disposition  stellt  und

dem  Verhandlungspartner  Gestaltungsfreiheit  zur

Wahrung  eigener  Interessen  einräumt  mit  zumindest
der effektiven  Möglichkeit,  die inhalfüche  Ausgestal-
tung  der  Vertragsbedingungen  zu beeinflussen.  Er muss ,
sich  also  deufüch  und  ernsthaft  zur  gewünschten  Ande-
rung  einzelner  Klauseln  bereit  erklaren  Die entspre-
chenden  Umstände  hat  der Verwender  darzulegen.  In
der Regel  schlägt  sich das Aushandeln  in Anderungen

des vopformulier;ten  Textes  nieder.  Die allgemaein  ge-
äußerte  Bereitsclüaft,  belastende  Klauseln  abzuändern,
genugt  mcht.  Das Aushandeln.  muss sich nach  dem

Gesetzeswortlaut  jeweils  auf  bestimmte  Vertragsbedin-

gungen  beziehen I,im  Einzelnen") und fifört  nur in
diesem  Umfang  (,,soweit")  zur Nichtanwendung  der

§§ 305  ff.  BGB  (BGH,  N]W  2019,  2080  Rn. 14,

BGHZ  206, 305 = NJW 1015,  3025 Rn. 23; BGH,
NJW  20.13, 2027 Rn. 20). 

Gleichwohl  erfordert  das individuelle  Aushandeln
nicht  stets,  dass eine  vorformulierte  Vertragsbedingung

auch  tatsächlich  an irgendeiner  Stelle äußefücli  sicht-
bar  abgeändert  oder  erganzt  worden  ist.  Unter  ,,beson-
deren  Umstanden"  kann  ein Vertrag  auch dann  als
Ergebnis  eines ,,Aushandelns"  gewertet  werden,  wenn

es schließlich  nach grundlicher  Erörterung  bei  dem
gestellten  Eptwurf  verbleibt,  wennund  soweit  e'ine Ver-
tragspartei  zur Abänderung  der Bedingungen  bereit
und  dies dem Geschäftspartner  bei Vertragsabschluss
bewusst  gewesen  ist, wobei  die parlegungs-  und  Be-
weislast  fur  diesen  Umstand  beim Verwender  liegt

(BGH, NJW 2000, 11IO, Illlf;  BGH N]W  1977,
624,  625).  Wenn  ein Klauselwerk  an mehreren  zentra-
len Punkten  abgeändert  wird,  kann  dies dafür  spre-
chen,  dass die Parteien  alle sachlich  damit  zusammen-
hängenden  Bedingungen  in  ihren  Gestaltungswillen
aufgenommen  und  damit  das ganze Klau.selwerk  aus-

gehandelt haben (BGH, NJW 2013, 2027 Rn 20).
(3) Bei der  Beutteilung  der  Frage,  ob in diesem  S.inne

,,besondere  Umstände"  anzunehmen  sind,  die für  ein
Aushandeln  des Vertrages  trotz.  äußerlich  unveränder-
ter Ubernahme  einzelner  Klausqln  öprechen,  sind  alle

relevanten  Umstände  des Vemagsabschlusses,  ein-
schließlich  aller  Vorveföandlungen  sowie  der Markt-
macl'it  und  der Verhandlungsstärke  zu berücksichtigen

(Graf  von  Westphalen,  Vertragsrecht  und  AGB-Klau-
selwerke,  Werkstand:  43. EL April  2019,  Teil  ,,Ver-

tragsrecht",  Stichwort:  ,,Individualvereinbarung",
Rn. 18,  m.w.N.).  Dabei  ist eine lange  Zeitdauerder

Verhandlungen  als Indiz  für  das Vofüegen  einer  Indivi-
dualabrede  zu berücksichtigen  (OLG  Köln,  VIZ  1995,
S4(Sf., LG Frankfurt,  NZBau  2004,  44; Graf  von
Westphalen,  Vemagsrecht  und AGB-Klauselwerke,

Werkstarid:  43. EL April  2019,  Teil  ,,Vertragsrecht",
Stichwort:  ,,Individuafüereinbarung':  Rn. 18,
m. w.  N.).  Auch  der Vertragsgegenstand,  insbesondere
die in  Preisregelungen  zum  Ausdruck  kommende  wirt-
schaffüche  Bedeutung  und die Hinzuziehung  recht-
licher  Berater  sprechen  indiziell  fur  das Vofüegen  einer

Individualabrede  (Graf  von  Westphalen,  Vemagsrecht
und AGB-Klauselwerke,  Werkstand:  43.  EL April

 2019,  Teila,,Vertragsrecht",  Stichwort  : ,,Individualver-
einbarung",Rn.  18,m.w.N.).'

(4) Im  vorIiegenden  Pall ist  die ursprünglich  durch füe KI. in
die  Vertragsverhandlungen  eingeführte  streitgegenstandliche
Klausel  (§ 17 Nr.  2 des Agenturvertrags)  sprachlich  zwar in
unveranderter  Form in  den spateren  Vertrag  eingeflossen. We-
gen des konkreten  Verlaufs der außerst umfangreichen  Ver-
handlungen  der Parteien liegen jedoch  besondere Umstande  vor,
die belegen, dass der streitgegenständliche  Vertrag  iBsgesamt
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individuell  ausgehandelt  worden  ist. Aufgrund  der intensiven

Gestaltung  und  vielfachen  Abänderungen  des von  der K1. er-

stellten Vertragsentwurfs durch bet4e Parteien  wahrend  der

über  emen  Zemaum  von  drei  Monaten  andauernderi  Vertrags-

verhandlungen  steht  fest, dass der  Vetattag  insgesamt  irn Sinne

des§ 305  Abs,  1 S. 3 BGB  ausgehandelt  worden  ist. Denn  bei

nföerer  Betrachtung  des Verhandlungsverlaufs  liegt  auf' der

Hand,  dass es an einer  maßgeblichen  Voraussetzung  fiir  die

Sonderbehandlung'  von  Allgemeinen  Geschäftöbedingungen

gegen  uber  Individuafüereu'ibarungen,  namlich  einem  orgamsa-

torischen  Vorsprung  eu"ier Vertragspartei  z. B. hinsichfüch  etnes

unübersifötlichen  und  überraschenden  Vertragsinhalts,  fehlt.

Der  Bekl.  hatte  vorliegend  über  emen  Zeitraum  von  mehr  als

einem  Viertel)ahr  füe MögIichkeit,  den von  der KI. vorgeiegten

Vertragsentwurf  von  steuefüchen  u;nd rechthchen  Beratern  so-

wie  von  dem auf  dem Bereich  des Sportmarketings  spezialisier-

ten  Berater  [C.H.]  überprüfen  zu lassen  und  Abänderungen  des

Vemagstextes  einzubringen.  Von  dieser  Moghchkeit  hat  der

Bekl.,  wie  die  Annotationen  zu den  vorgelegten  Vertragsentwur-

fen  und  die  gewechselten  E-Msils  belegen,  umfassend  Gebrauch

gemacht.  Wertungsmaßig  ergibt  sich kein  Unterschied  zu dem

Fall,  in dem sich  die Parteien  auf  die Verwendung  eines neu-

tralen  Musters  geeimgt  haben.  In  diesem  Fall  ist das Stellen  von

Vertragsbedingungen  seitens  einer  Partei  nach  höchstrichterli-

cher  Rechtsprechung  ausgeschlossen  (BGH,  ZIP  2010,  628).

Die  Gespräche.  der  Parteien  wurden  arigesichts  der

Hinzuzie:hung  der  vorgenannten  Berater  der  Bekl.  auch

stets  auf  Augenhöhe  gefuhrt.  Dem  Bekl.  wurde  eine

angemessene  Verhandlungsmöglichkeit  eingeräumt,

die  er tatsächlich  wahrgenommen  hat.  Für  das  indm-

duelle  Aushandeln  spricht  in der  Gesamtschau  nicht

zuletzt  der  Umstand,  dass  der  finale  Vertragstext  durch

die  Kanzlei  des nunmehr-igen  Prozessbevollmächtigten

des  Bekl.  aufgesetzt  worden  ist.

(5)  Selbst  wenn  man  eine  individuelle  Vereinbarung

des Gesamtvertrages  als  rricht  gegeben  erachtet,  so sind

im  Streitfall  jedenfalls  die  §§ 16  und  17  des  stre'itgegen-

ständlichen  Vertrages  individuell  vereinbart.

Bereits  eine Gesamtschau  der vereinbarten  vertraglichen  Re-

gelungen  zeigt.  dass die Vereinbarung  über  die von  der Kl. zu

entichtende  Signing  Fee, die Regelungen  zur  Laufzeit  und  zu

den Möglichkeiten  zur  Vertragsbeendigung  em in sich  geschlos-

senes System  bilden,  welches  bei  einer  jederzert  moglichen  Kün-

digung  gemaß  § 627  BGB-  seitens  des BekJ. mcht  mehr  stimmig

ware.  Der  gesamte  Vertrag  ist m beiderseitigem  Iriteresse  auf

eine längerfrrstige  Bindung  angelegt.  Dies belegt  auch  die Anla-

ge K 22, in der der pekl.  eine Bewertung  der von  ihm  einge-

holten  Angebote  der  Vermarkter  durchfifört,  aus der sich  ergibt,

dass die seitens  der  Vermarkter  zu zahlenden  Signing  Fees von

der Höhe  der  zu entrichtenden  Provisionen,  aber  auch  von  der

Vertragslaufzeit  abhängig  sind.  In  diesem  Zusammenhang

kommt  denknotwendig  aufö  den vertraglichen  Kündigungs-

möglichkeiten  entscheidende  Bedeutung  zu, was den Parteien

dieses Vertrages  nach  Auffassung  der, Kammer  zweifelsfrei  be-

wusst  war.

Während  der  mehrere  Monate  andauernden  Vertragsver-

handlungen  haben  sich die Parteien  mit  mmer  wieder  ange-

passten  Vertragsenbwürfen  auseinandergesetzt  und  insbesonde-

re die in § 16  enthaltenen  Regelungen  zur  Laufzeit  des Ver-

trages,  aber auch die Kündigungsmög1ichkeiten  in  !' 17 des

Vertrages  mehrfach  überarbeitet  und  § 17  zurmndest  teilweise

inhaldich  abgeändert.  Die Laufzeitregelung  in  S, 16 und die

Kündigungsmog1ichkeiten  gemaß  § 17  wurden  noch  im  letzten

Entwurf  vom  16.  12.  2016  [...]  VOn  dem Bekl.  kommentiert.

Die  Kammer  ist daher  der Auffassung,  dass zumindest  die.in

e, 16  und  Fg 17  enföaltenen  Regelungen  m Einzelnen  ausgehan-

delt worden  sind. Zur  Uberzeugung  der Kammer  steht  fest,

dass der Beklagte  dabei  den Ausschluss  der Kündigung  gemaß

§ 627  BGB  akzeptiert  und  diese Klausel  m seinen  rechtlichen

Gestaltungswillen  aufgenommen  hat.  Die umfassende  Prüfung

des Vertrages durch die von dem Bekl. beauftragten Juristen

und  Berater  lässt  nur  den Schluss  zu, dass der  Bekl.  dabei  den

Ausschlus's  der  Kündigung  gem'aß e, 627  BGB  als übliche  Klau-

sel kannte  und  als sachgerecht  akzeptierte.  Denn  eine entspre-

chende  Klausel  findet  sich  nach  dem  Vorbringen  des Bekl.  auch

in dem  zwischen  den Parteien  geschlossenen  Vorgängervertrag

wie  auch  in  Vemagen  der Kl.  mit  anderen  namhaften  Fußbali-

vereinen.  fö  der Gesamtschau  steht  daher  fest,  dass die Parteien

jedenfalls  die vertraglichen  Regelungen  zur  Laufzeit  (§ 16)  und

zur Kündigung  (§ 17),  unter  Einschluss  der streitigen,  sprach-

lich  mcht  veranderten  Regelung  zum Ausschluss  des Kundi-

gungsrecßts  nach  S, 627  Abs.  I BGB,  in ihren  rechtsgeschäftli-

chen  Gestaltungswiuen  aufgenommen  und  insgesamt  aus-

gehandelt  haben.

c) Die  Kündigunj  vom  I0.  12.  2018  ist  daher  un-

wirksam.  [-..-]  .

2. Auch  die  weitere,  auf  § -626  BGB  gestützte,  außer-

ordentliche  Kündigung  vom  7. 3. 2019  hat  das  Ver-

tragsverhältms  der  Parteien  mcht  beendet.  [...]  -

3. Die  auf  Feststellung  der  Einstandspflicht  des  Bekl.

für  die  der  Kl.  aus den  vom  Bekl.  ausgesprochenen

Kündigungen  entstehende  Schaden  haben  in  der  Sache

ebenfalls  Erfolg.  Der  Kl.  steht  dem  Grunde  nach  gemäß

§§ 280  Abs.  1,  241  Abs.  2 BGB  ein  Anspruch  afü  Er-

satz  ihres  Schadens  zu,  der  sich  aus  den  unberechtigten

Kündigungen  seitens  des  Bekl.  ergibt.  [...]

(Mitgeteilt  vort

Rechtsanwalt  Dr.  -Marhus  Scbütz,  LL.M,  KmIsrube)

Anmtrkung:

Mit  dem  Urteil  des  LG  Karlsruhe  4iegt  - soweit

ersichtlich  -  erstmals  eine  gerichtliche  Entscfüidung  zu

deE Frage  vor,  ob es sich  bei  Vertragen  mit  Vermark-

tungsagenturen  um  ein  Dienstverhältms  r. S. d. § 627

BGB  handeln  kann.  Das  Gericht  kommt  zu  d:em  Ergeb-

ms,  dass  im  vorliegenden  Fall  samfüche  tatbestandli-

chen  Voraussetzungeri  des § 627  Abs.  I BGB  erfüllt

sind  und  es einer  Angabe  zur  konkreten  Störung  des

Vertrauensverhältmsses  mcht  bedurfte.  Dem  ist zu-

zustimmen.

Die  von  der  Agentur  zu erbringenden  Leistungen

sind  dienstvertraglich  zu  qualifizieren  und  'zwischen

den  Parteien  wurden  auch  kein«festen  Bezüge,  sondern

nur  am  Umsatz  orientierte  Provisionen  vereinbart.  Das

Vertrauen  auf  den  unveränderten  Fortbestand  derjeni-

gen  Umstände,  von  denen  der  Provisionsanspruch  voll

und  ganz  abhängt,  kann  mcht  glexclügesetzt  werden  mit

dem  Vertrauen  auf  den  fortdauernden  Bezug  e'iner  vor-

ab bestimmten,  der  Höhe  nach  feststehenden  -Ver-

gutung,  die  dem  DienstverpfIichteten  unmittelbar  auf-

grund  der  vertraglichen  Vergütungsregelung  und  unbe-

einflusst  von  außervertraglichen  Umständen  zusteht.

Es liegen auch ,,Dienste höherer Art  1. S. d. 8, 627
Abs.  I BGB  vor,  weil  die  Dienste  der  Agentur  in  be-

sonderer  Weise  den  Kernbereich  der  betrieblichen  Or-

ganisabion  sowie  den  existentiellen  wirtschaftlichen

Geschaftsbereich  des Clubs  betreffen.  Zu  Recht  geht

das  LG  auch  davon  aus,  dass  die  Übertragung  dieser

Dienste  aufgrund  einer  besonderen  Vertrauensstellung

1. S. d. § 627  BGB  erfolgte,  denn  die  Agentur  war  mit

Aufgaben  betraut,  deren  Erledigung  ihr  einen  intensi=

ven  Einblick  in  vertrauliche  Betriebsinterna  des' Clubs

wie  z. B. seine  Geschäfts-  und  Einkommensverhfünis-

se, aber  auch  seine  strategische  Konzeption  verschafft

hat.  Die  -Organisation  der  Agentur  als )uristische  Per-

son  spielt  dabei  keine  Rolle,  denn  diese  hat  Personal

eznzusetzen,  das den  üblicherweise  durch  besonderes

Vertrauen  geprägten  Erwartungen  d-es Dienstberechtig-

ten  entspricht.
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Entscheidungserheblich  war  weiter  die Frage,  ob es

sich  bei  der  das  Recht  zur  Kündigung  gem.  § 627  Abs.  I

BGB  ausschließenden  Klausel  um  eine  AGB  handelt.

Denn  das  Recht  aus § 627  Abs.  I BGB  kann  grds.  nicht

durch  AGB  ausgeschIossen  werden,  weil  ein solcher

Ausschluss  mit  den  wesentlichen  Grundgedanken  der

gesetzlichen  Regelung  i. s..a. § 307  Abs.  2 BGB  rucht

vereinbar  ist  (vgl.  nur  BGH,  Urt.  v. 18.  2. 2016,  III  ZR

126/15).  Obwohl  die  Klausel  uber  den  Kündigungsaus-

schluss  unsteitig  unverandert  geblieben  ist, geht  das

Gericht  aufgrund  der  Gesamtwürdigung  aller  Urnstände

davon  aus,  dass  der  Gesamtvertrag,  zumindest  aber  die

Klausefö  über  die Vertragslaufzeit  iu'id  die  K'üpdigung

individuell-zwischen  den  Parteien  1. S. d. § 305  Abs.  1

S. 3BGBausgehandeltwordenundimErgebmsdeshalb

nicht  als AGB  einzustufen  seien.  Das  stoßt  aus  mehreren

Gründen  -auf  große  Bedenken,  Zwar  kann  ausnahms-

weise  auch  dann  ein  ,,Aushandeln"  i- S. d. § 305  Abs.  1

S. 3 BGB  vorliegen,  wenn  die  Klausel  -  trotz  ihres  ,,ge-

setzesfremden  Kerngehalts"  - unveränderta  übernom-

men  wird.  Doch  greift  diese  Ausnahme  nur  dann,  wenn

eine  ,,gründliche  Erörterung"  der'konkret  un  Streit  ste-

a henden  Klause.l-  stattgefunden  hat  und  wenn  zusätzlich

,,besondere  Umstande  es rechtfertigen,  mcht  länger

von  AGB-Klauseln  zu  sprechen.  Beide  Erfordermsse

müssen  vorliegen,  weil  nur  dann  die  unverandert  geblie-

bene  AGB-Klausel  Ausdruck  und  Ergebnis  der  rechts-

geschäftlichen  Selbstbestimmung  des Vertragspartners

ist  (vgl. BGH. Urt. v. 23. i. 2003, VII  ZR 210/02).  Weil
der Vertragspartner  als Folge  des .,,fiktiven"  Aushan-

delns  den besonderen.Schutz  der §§ 307ff.  B.GB ein-

büßt,  also  tendenziell  seine  Rechtstellung  verschlech-

tert,  fordert  der  BGH  (Urt.  v. 3. 4. 1998,  V  ZR  6/97)

zusätzlich,  dass der  Vertragspartner  von  der ,,sachli-

chen Notwendigkeit"  der unverändert gebliebenen
Klau.sel  auch  ,,überzeugt"  sein  muss.  Das  LG  verliert

indes kein Wort  darüber, ob u4d ggf. in welchem Um-
fang  auch  die  streitgegenständriche  Klausel  ,,gründlich

erortert  worden  ist (was  mcht  der  Fall  war)  und  aus

welchen  Umständen  darauf  geschiossen  werden  kann,

"' dass der Bekl.  die Klausel  über  den Kündigungsäus-

schluss  als  Folge  der  Erörterting  in  seinen  rechts-

geschäftlichen  Gestaltungswillen  aufgenommen  hat.

Unabhängig  davon  gilt:  Voraussetzung  dafür,  dass  auch

bei unverandert  gebliebe.nem  Text  eine  Individualver-

einbarung  vorliegen  kann,  ist  und  bleibt,  dass  der  Ver-

wender  grds.  zu einer  A'tänderung  der  unverändert  ge-

bliebeneri  Klausel  bereit  und  dass  dies  dem  Geschafts-

partner  bei  Vemagsabschluss  auch  bevusst  war  ('vgl.

nur  BGH,  Urt.  v. 4. 7. 2017,  XI  ZR  233/16).  Dieses

umfassende  zur  Disposition  Stellen  ist auch  im  unter-

nehmerischen  Verkehr  als Voraussetzung  einer  Indivi-

dualabrede nach :83 305 Abs. I S. 3 BGB unverzichtbar.
Dass  sich  die  Agentur  gegenüber  dem  Bekl.  deutlich  und

ernsthaft  zu einer  Anderung,  ggf.  sogar  zu einer  Strei-

ch-ung  der  Klausel  uber  den  Kündigungsausschluss  be-

reit  erklart  bat,  wird  vom  Gericht  weder  thematisiert

noch  festgestellt.  Das  fehlende  zur  Disposition  stellen

kann  auch  mcht  durch.den  Nachweis  intensiver  Ver-

handlungen  und  der  Hinzuziehung  rechtlicher  Berater

ersetzt  werden.  Der  BGH  (Urt.  v. 22. 11.  2012,  VII  ZR

222/12)  verneint  das Vofüegen  einer  Individualverein-

5arung  trotz  umfangreicher  Verhandlungen  und  inten-
siver  )uristischer  Prüfung,  wenn  der  Verwender  die

streitgegenständliche  Klausel  mcht  ernsthaft  und  für

den  Vertragspartner  klar  und  deutlich  zur  Disposition

gestellt  hat,  Das  zur  Disposition  Stellen  ist  insofern  die

Grundvoraussetzung  dafür,  um  ein Aushandeln  über-

haupt  in  den  Blick  zunehmen,  woranoes  imvorliegenden

Fall  fehlt.  Soweit  das Gericht  meint,  der  Gesamtvertrag

sei der  AGB-Kontrolle  entzegen,  weil  die  Agentur  gar

nicht  als Verwenderin  der  Formularbestimmungen  an-

zusehep  sei,  ist  dies  schon  d.ogmatisch  fragwürdig,  weil

die  voneinander  zu t-rennenden  Fragen  des Stellens  und

des Aushandelns  von  AGB  miteinander,  vermengt  wer-

den.  Die  Agenmr  ist  Verwenderin,  weil  sie die  vorfor-
mulierten  Vertragsbedingungen  inmativ  eingebracht

und  damit  gestellt  hat.  Daran  ändert  auch  das vom  LG

zitierte BGH-Urteil  aus dem Jahr 2010 (Urt. v. 17. 2.
2010,  VIII  ZR  67/09)  nichts,  das das Gericht  dahin-

gehend  interpretiert,  dass das Tatbestandselement  des

,,Stellens"  m.cht  vorliege,  wenn  ein  Vertragsentwurf  mit

der  Erkfüung  übersandt  wird,  man  könne  uber  den

Vertrag  insgesamt  verhandeln,  und  der  weitere  Verlauf

zeigt,  dass  die  Bereitschaft  zum  Verhandeln  (wenn  auch

mcht  die Bereitschaft,  jede einzelne  Klausel  in ihraem

,,gesetzesfremden  Kerngehalt"  aufzugeben)  tatsächlich

bestand..  Der  BGH  (Urt.  v. 20.  1.  2016,  VIII  ZR  26/1S)

lehnt  diese  Auslegung  ab, weil  das Stellen  keinesfaus
allein  dadurch  entfalle,  dass die Vertragsbedingungen

dem  anderen  mit  der  Möglichkeit  zur  Anderung  oder

Streichung  übermittelt  wurden.  Ein  anderes  Ergebms

lässt- sich  auch  mcht  damit  begründen,  den ,,finalen"

Text  habe  der Bekl.  .,,aufsetzen"  lassen.  Gemeint  ist

damit  der  Qm,stand,  dass  der  Bekl.  optische  Kennzeich-

n.ungen  von  Anderungen  sowie  Kommentare,  die im

Laufe  der  Verhandlungen  von  den  Parteien  vorgenom-

men  bzw.  abgegeben  wurden,  im  Dok-ument  entfernt

hat.  Aus  dieser  rein  redaktionellen  Tätigke.it  ein  ,,Stel-

leri"  von  AGB  oder  ein  ',,Aushandeln"  des gesamten

Vertrages  herleiten  zu wollen,  ist schwer  nachvollzieh-

bar.  Ebenso  wemg  überzeugend  ist  das Ar'gument,  die

Gespräche  der  Parteien  seien  angesichts  der  hinzugezo-

genen  Berater  ,,stets  auf  Augenhöhe"  gefüfü:.t  worden,

so dass.der  Bekl.  gar  mcht  schutzbedürftig  sei..Denn  die

Unwirksamkeit  der  Klausel  zum  Ausschluss  des Kundi-
gungsrechts  nacli  (§ 627  B.GB witd  nicht  auf  Gesichts-

punkte  des besonderen  Schutzbedarfs  (der  vermeintlich

schwäcfüren  Vertragspartei)  gestutzt,  sondern  mit  der

Unvereinbarkeit  mit  wesenfüchen  Grundgedanken  der

gesetzliclien  Regelung  in  § 627  BGB - sofortige  Kündi-
gungsmöglichkeit  bei  Vertrauensverlust  - begründet.

Selbstwenn  der  Bekl.  auf,,Augenhöhe"  mit  der  Agentur

verhandelthaben  äollte  oder  er aufgrund  seiner,,Markt-

stellung"  in  der  Lage  gewesen  wäre,  andere  (und  für  ihn

gunstigere)  Vertragsbedingungen  auszuhandeln,  so ist

dies für  die richtefüche  Inlialtskontrolle  ohne  Bedeu-

tung.  Das  gilt  sogar  dann,  wenn  er ein  solches  Aushan-

delnmchteinmalversuchthat(vgl.BGH,Urteilev.4.  7.

2017,  XI  ZR  562/15,  u. v.lO.  9. 2014,  XII  ZR  S6/11).

Dass  das  AGB-Recht  grundsä.tzlich  schutzbedurftig-

keitsneutral  ausgestaltet  ist,  zeigt  bereits  der  umfassen-

de persönliche  Anwendungsbereich  der  §§ 305  ff. BGB,

der  nicht  zwischen  b2c-,  b2b-  oder  c2c-Verkehr  unter-

scheidet.  Der  Ansatz  des Gerichts,  die Prüfung  der

Schtitzbedürftigkeit  im  Einzelfall  -  die die gesetzlichen
AGB-Bestimmun.gen  gerade  vermeiden  wollen  -  beim

Merkmal  des,,Aushandelns"  quasi  durch  die  Hintertür

wieder  einzuführen,  ist  daher  abzulehnen.

Das  LG  schafft  seinen  Entscheidungsgründen  noch

ein ,,zweites  Standbein",  indem  es wegen  des Aushan-

delns  von,,SigningFee",  LaufzeitundBeendigungsmög-

lichkeiten  auch  die  mcht  explizit  ausgehandelte  Klausel

über  den  Kündigungsausschluss  als individuell  verein-
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bart  einstuft.  Der  BGH  (vgl.  nut  BGH,  Beschl.  v. 19.  3.

2019,  XI  ZR  9/18)  hat  einer  solchen  ,,Paketlösung"

jedoch  die  Anerkennung  verweigert,  weil  elne  Klausel

mchtschondannnacJ  305Abs.  1S. 3BGBausgehan-

delt  worden  ist,  wenn  nach  Verhandlungen  über  ver-

schiedene  andere  Teilaspekte  eines  Vertrages  dort  Ver-

tragsbedingungen  g.eandert  worden  sind  und  die  Ver-

tragspart=r  bei solchen Verhandlungen  jeweils  für  sich

ihre  wirtschaftliche  Position  als  einheifüchesPaket  beu.r-

teilt  haben.  Das  recht.&rtige  es.nicht,  eine  vom  Verwen-

der  gestellte,  konkretmchtverh.andelte  und  unverandert

in den Vertrag  übernommene  Vertragsbedingung  als

ausgehandelt  anzusehen,  *eil  sich  das  Aushandelnnach

dern  Gesetzeswortlaut  )eweils  auf  bestimmte  Vertrags-

bedingungen  I,im  EinzeInen")  beziehen muss und nur

in diesem Umfang  I,soweit")  zur.Nichtanwendung  der

§§ 305  ff. BGB führt.  Nicht  überzeugend  ist  schließlich

auch  die  Argumentation  des Gerichts,  der  Bekl.  habe  die

,,Ubltfökeit"  der  Klausel  gekamit  und  deshalb  als sach-

gerechtin  seinen  rechtsgeschaffüchen  Gestaltungswillen

aufgenommen.  Die  Formel  des BGH,  wonach  ein,,Aus-

handeln"  stets  voraussetzt,  dass der  Verwender  den  ge-

setzesfremderi  Kerngehalt  einer  Regelung  ernsthaft  zur

Disposition  stellt,  führt  gerade  dazu,  dass  die  Qualifika-

tion  einer  Klausel  als ,;üblich"  föte  Quaiifikation  als

Indiyidualvereinbarung  ausschließt.  Dennwas,,übIich"

ist,  w.ird  von  den  Parteien  typischerweise  gerade  nicht

ernsathaft  zur  Disposition  gestellt,  Unabhängig  davdn

unterliegt  das Landgericht  hier  einem  argumemativen

Zirk'elschluss:  Dass  die Agentur  die Klausel-  über  den

Kündigungsausschluss  n:icht  nur.,gegenüber  dem  Bekl.,

sondern  auch  gegenüber  zahlreichen  anderen  Fußball-

clubs  verwendet,  belegt  nur,  dass  es sich  um  eine  AGB-

Klausel i. S. d. § 305 Abs. I S. 1 BGB handelt. Nach 5ier
Logik  des  LG  führt  dieser  vielfache  Gebrauch  zur  ,,Ub-

lichkeit"  der  Klausel,  die  der  Bekl.  a}s sachgerecht  ak-

zeptierthabe,  weil  er deren  Mehrfachverwendungkann-

te. Damit  schließt  das Gerichttaus  der Qualifikation

einer  Vertragsbedingung  als AGB-Klausel  l.  S. d. E§ 30S

Abs. 1 S. I BGB autorr4atisch  auch auf das Vofüegen

einer  Individualvereinbarung  gem.  § 305  Abs.  I S. 3

BGB.  Das  entspricht  weder  der  Gesetzeslage  noch  der

Rechtsprpchung  des  BGH.

Fazit:  Die  Bedeutung  der'Entscheidung  des LG  Karls-

ruhe  liegt  in  seiner  Feststellung,  dass  Vertrage  mit  Ve;-

marktungsagenturen  unter  den  Anwendungsbereich  des

§ 627  Abs.  1 BGB  fallen  konnen  und.damit  jederzeit

ohne  Angabe  von  Gründen  kündbar  sind.  Das  dürfte

diö-Verhandlungsposition  von  Fußballclubs  zukünftig

deufüch  verbessern.  Hochst  bedenklich  ist  hingegen  die

Auffassung  des Gerichts,  schon 4as eifrige  Verhandeln

über  wesenfüche  Vertragspunkte  rexche  aus,  den  gesam-

ten Vertrag  in den Rang  eines  Indmduafüertrages  zu

' heben  -  oline  -dass eine  deutlich  geau:ßerte  Anderungs-

bereitschaft  des  Verwen.ders  zu  einzelnen  Klauseln,

nicht  eimnal  deren  bloße  Erörterung,.  eingefordert  ist.

Mit  diesem  Ansatz  senkt  das LG  die  Schwelle  zum  aus-

gehandelten  Individuafüertrag  nach  § 30S  Abs.  I S 3

BGB  derart  herab,  dass  die  richtefüche  Inhaltskontrolle

nach  § 307  BGB  praktisch  nur  noch  auf  dem  Papier

steht.  Ob  dies  Bestand  hat,  bieibt  abzuwarten.

RecMsanwalt  Dr.  Markus  Schütz,  LL.  M.,  Kadsrube

Anm.  d. Scbriftltg.:

Rechtsanwalt  Dr.  Schütz  gehört  der Anwaltskanzlei  an, die den

Bekl. KSC vor  dem Landgericht  und außergerichtlich  vertreten

hat.

6.  Kein  Schadenersatzanspruch  ge-

gen  die  DFL  wegen  behaupteter  Fehl-

enfscheidung  des  Sföiedsrichters

§§ 280  Abs.  1,  823  Abs.  I und  2;  831,  278  BGB;  263

StGB;  495  a ZPO

Ein  Schadenersatzanspruch  auf  den entgangerien  Ge-

winn  eines  Sportwetten-Tippers  wegen  einer  behaupte-

-teri uribewussten  Fehlentscheidung  des Schiedsrichters

mit  Einfluss  auf  das Spielergebnis  in einer  Pame  der

Fußball-Bundesliga  füsteht  gegen  die  DFL  GmbH  un-

ter  keinem  rechtlichen  Gesichtspunkt.  (Leitsatz  der

SpuRt-Redaktion)

AG  Nümberg,  Urt.  v. 19.  9. 2019,  Az.  22 C 2823/19

(rechtskräfttg)

Zum  Saföveföalt:

Der  Kl.  hat  die Bekl. DFL  GmbH  wegen  Schadenersatzes  i. H. v.

190,97  als entgangenem  Wettgewinn  vor dem Amtsgericht  in

Anspruch  geiiommen,  weil  der Scfüedsrichter  der Paarung  1. FC

Nürnberg  gegen F(C Schalke 04 am 12. 4. 2019 eine Fehlent-

scheidung  begangen  und ihn  damit  um seinen Wettgewinn  ge.-

brachthabe.
Der Kl. hatte darauf  gewettet,  Jass in der 1. Halbzeit  der

Paarung  mindestens  ein Tor fallt.  Bei dem vom Nürnberger

Spieler  flatmo  Bebretzs in der 43. Minute  erzielten  Führungstor

entschied  der e.u'igesetzte Scfüedsrichter  jedoch  auf  Stürmerfoul.

Hingegen  lag nach  der Meinung  des Videoassistenten  kein  straf-

bares Foulspiel  vor. Das Tor anzuerkennen  war  trotz  dieser

Mitteilung  nicht  möglich,  weil  der  Ball vor  dem  Pfiff  des

Schiedsrichters  die Tofünie  noch  nicht  iiberquert  hatte.

Das Amtsgericht  hat  die Klage abgewiesen  und  die Berufung

nicht  zugelassen.

Aus  den  Gründen:

.Die  zulässige  Klage  ist  ünbegründet.

 Gemäß  § 495  a ZPO  bestimmt  das Gericht  bei  einem

Streitwert  unter  600  EUR  das Verfahren  nach  billigem

Ermessen.  [.,.]

Anspriic5edes  K1. gegen  die Bekl. sind unter  keinem

Aspekt  darstellbar.

1. Ein  vertraglicher  Schadensersatzans-pruch  riach

§§ 280,  278 BGB ist  gegen  4ie Bekl. nicht  gegeben. ,

. a) Zwischen  dem  Kl.  und  der Bekl.  bestand  schoff

kein  Vertragsverhältnis.  Der  Wettvertrag  nach  § 762

BGB  wurde  mtt  der Tipico  Co.  Ltd..  (im -Folgenden

,,Tipico")  abgeschlossen,  mcht  mit  der  Bekl.  Das  Wett-

geschffft  wird  damit  von  einem  Sponsoringvertrag  -mit

der  Bekl.  betrieben.  Tipico  xst zwar  Sponsorangpartner

der  Bekl.,  bezahlt  aber  nur  eme  feste  Vergutung  an die

Bekl.  für  das Tragen  des Werbeaufdruckes  und  den

Aushang  des Werbelogos.  Umsatzabhängige  Anteile  an

den Wetteinnahmen  werden  mcht  im Gegenzug  für

dieses  Recht  an die BeU.  weitergeleitet.  Dies  hat  die

Bekl.  umfassend  und  schlussig  dargelegt.  Dieser  Vor-

trag  wurde  vom  K1. mcht  ernsthaft  bestr.itten.  Der  Kl.

hat lediglich  - ohne nföere  Begründur4g - gemutmaßt,

.dass sxchefüch  gut  die Halfte  der Wettemnahmen  an

die  Bekl.  weitergereicht  werde.

b) Auch  ein Vertrag  mit  Schutzw'irkung  für  Dritte

wurde  mcht  zwischen  der  Bekl.  und  Tipico  geschlossen.

Der  Sponsoringvertrag  entfaltet  keinerlei  Schutzwir-

kung  für  Teilnehmer  des Wettgeschäftes.  Wetteilneh-

mern  ist  es gleichgültig,  ob Tipico  auch  mit  dem  Bun-

nach  § 307  BGB  praktisch  nur  noch  auf  dem  Papier

steht.  Ob  dies  Bestand  hat,  bieibt  abzuwarten.


